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Sehr geehrter Herr Bürgermeister Haseneier, 

sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder des Stadtrates,  

 

die Stellungnahmen der Behörden, der sonstigen Träger öffentlicher Belange, der Öffent-

lichkeit und der benachbarten Gemeinden aus den Verfahren gemäß §§ 2 (2), 3 (2) und 

4 (2) BauGB liegen vor. Die Ergebnisse sind durch den Stadtrat zu bewerten, abzuwägen 

und im weiteren Verfahren zu beachten. 

 

Folgende eingebrachte Anregungen sind zu würdigen: 

I. Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen 

Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 (2) BauGB ............................................ 4 
1. Kreisverwaltung des Rhein-Hunsrück-Kreises, Ludwigstraße 3-5, 55469 Simmern, 

Schreiben vom 20.12.2023 ................................................................................ 4 
2. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Stresemannstraße 3-5, 56068 Koblenz, E-

Mail vom 19.12.2023 ........................................................................................ 9 
3. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, 

Abfallwirtschaft, Bodenschutz Koblenz, Kurfürstenstraße 12-14, 56068 Koblenz, E-

Mail vom 20.12.2023 ...................................................................................... 10 
3. Landesbetrieb Mobilität Bad Kreuznach, Eberhard-Anheuser-Straße 4, 55543 Bad 

Kreuznach, Schreiben vom 12.12.2023 ............................................................. 14 
4. Forstamt Boppard, Humperdinckstraße 4a, 56154 Boppard, Schreiben vom 

07.12.2023 .................................................................................................... 15 
5. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie 

Außenstelle Koblenz, Niederberger Höhe 1, 56077 Koblenz, Schreiben vom 

27.11.2023 .................................................................................................... 20 
6. Amprion GmbH, Robert-Schumann-Straße 7, 44263 Dortmund, E-Mail vom 

22.11.2023 .................................................................................................... 22 
7. Eisenbahn-Bundesamt, Untermainkai 23-25, 60329 Frankfurt/Main, Schreiben vom 

28.11.2023 .................................................................................................... 23 
8. Deutsche Bahn AG – DB Immobilien, Baurecht I, Karlstraße 6, 60329 Frankfurt, 

Schreiben vom 17.11.2023 .............................................................................. 24 
9. Industrie- und Handelskammer Koblenz, Regionalgeschäftsstelle Simmern, Vor dem 

Tor 3, 55469 Simmern, Schreiben vom 12.12.2023 ........................................... 28 
10. BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V., Kreisgruppe Rhein-Hunsrück, 

Chablisstraße 150, 55430 Oberwesel, Schreiben vom 19.12.2023 ....................... 29 
11. Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange und benachbarter Kommunen ohne 

Anregungen oder Bedenken .............................................................................. 38 

IV. Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) 

BauGB ...................................................................................................... 39 
- keine .............................................................................................................. 39 

V. Stellungnahmen gemäß § 2 (2) BauGB .......................................................... 39 
- keine .............................................................................................................. 39 

 

 

Die Stellungnahmen werden zunächst zusammengefasst (kursiv gedruckt), danach erfolgt 

die Abwägung und diese mündet, falls erforderlich, in einem Beschlussvorschlag. Dem 

Abwägungsdokument ist eine Zusammenstellung aller Stellungnahmen beigefügt 
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I. Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 

Belange gemäß § 4 (2) BauGB 
 

1. Kreisverwaltung des Rhein-Hunsrück-Kreises, Ludwigstraße 3-5, 55469 Simmern, Schreiben vom 20.12.2023 

Seitens der Kreisverwaltung des Rhein-Hunsrück-Kreises wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

 
 

Abwägung: 

 

Aus landesplanerischer Sicht bestehen bei 

einer Änderung des Flächennutzungsplans im 

Parallelverfahren keine Bedenken gegen die 

Planung. 

 

Artenschutz  

 
 

 

 

Die Klarstellung zum Thema 

artenschutzrechtlicher Konflikte ist zur 

Kenntnis zu nehmen. Eine ökologische 

Baubegleitung ist in den Festsetzungen 

bereits berücksichtigt. Die externen 

Ausgleichsmaßnahmen werden vor dem 

Beschluss des Bebauungsplans nach §10(1) 

BauGB noch konkretisiert/ verortet. Die 

Maßnahmen für die Haselmaus wurden im 

Gutachten in Ermangelung entsprechender 

Funde explizit als optional dargelegt und sind 

daher bislang nicht im Bebauungsplan 

berücksichtigt. Eine Ergänzung der 

Maßnahmen in die Unterlagen erfolgt. 
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Kompensationsmaßnahmen  

 
 

 

Im Rahmen der Ausarbeitung der Unterlagen 

zur Offenlage waren die Abstimmungen mit 

dem Forst noch nicht abgeschlossen, die 

externen Ausgleichsmaßnahmen damit nur 

vorläufig und unvollständig. Eine umfassende 

Abstimmung mit den Beteiligten muss vor 

dem Beschluss des Bebauungsplans nach 

§10(1) BauGB erfolgen. 

 

 

 

 

 

Die Bedenken werden im nachfolgenden 

Abschnitt dargelegt.  

Wasserhaushalt  

 
 

 

 

 

Für das Plangebiet wurde zwischenzeitig ein 

Klimagutachten erstellt. Es zeigt sich, dass 

die Planung allein lokalklimatische 

Auswirkungen hat. Die Empfehlungen für eine 

Auswirkungsminimierung sollten in die 

Hinweise der Textfestsetzungen 

übernommen werden. Eine explizite 

Festsetzung von Maßnahmen sollte in einer 

für die spätere Nutzung verträglichen Art 

geschehen. So können Traghallen problemlos 
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mit hellen Dachfarben ausgestattet werden, 

während Dachbegrünungen eine deutlich 

veränderte Statik benötigen würden. Die 

Gestaltung von Aufenthaltsräumen unter 

freiem Himmel sollte den jeweiligen 

Unternehmen überlassen sein. Nicht jede Art 

von Betrieb eignet sich aufgrund von 

Immissionen hierfür, eine umfassende 

Festsetzung hierzu wäre absehbar nicht 

möglich. Eine Verpflichtung zur Nutzung 

solarer Strahlungsenergie besteht bereits über 

das Landessolargesetz eine entsprechende 

Festsetzung ist nicht erforderlich. Eine 

Durchgrünung des Gebiets kann aufgrund der 

bestehenden Angebotsplanung nur in 

allgemeiner Art, wie bereits in den 

Festsetzungen enthalten erfolgen (nicht 

überbaute Flächen sind zu begrünen). Eine 

Berücksichtigung klimafreundlicher 

Verkehrsmittel ist nicht aktiv möglich, da der 

neu überplante Bereich keine relevante 

öffentliche verkehrliche Erschließung erfährt. 

Maßnahmen zum Management des 

Niederschlagswassers sind mit der geplanten 

Regenrückhaltung implementiert. Eine 

verpflichtende Nutzung von 

Niederschlagswasser z.B. über Zisternen 

kann nicht auf der Ebene des Bebauungsplans 

geregelt werden. 
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Anmerkung zur Stellungnahme der Autobahn GmbH 

 
 

 
 

 
 

 

 

Die Aussage bezieht sich offenbar auf den 

folgenden Teil der Stellungnahme der 

Autobahn GmbH vom 24.05.2023: „Nach 

den uns vorliegenden Unterlagen gehen wir 

davon aus, dass das geplante Regen-

rückhaltebecken über BAB-eigene 

Entwässerungsanlagen (Querdurchlass BAB 

A 61) in Richtung Rhein entwässern soll.“ 

 

Nach aktuellem Kenntnisstand wird der 

Querdurchlass nicht von der Autobahn GmbH 

betrieben, sondern ist der Stadt Boppard 

zuzurechnen. 
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Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

• Die Unterlagen werden um Maßnahmen für die Haselmaus ergänzt. 

• Gebietsexterne forstrechtliche, artenschutzrechtliche und sonstige umweltfachliche werden vor dem Beschluss des Bebauungsplans 

nachrichtlich ergänzt. 

• Hinweise, Begründung und Umweltbericht werden um die Aussagen des Klimagutachtens ergänzt. 

• Die festgesetzten Dachfarben werden auf helle Grau-, Braun- und Weißtöne beschränkt, um Aufheizung zu minimieren. 

• Die Begründung wird um Aussagen zum querenden Entwässerungsbauwerk unter der A61 ergänzt. 

 

Beratungsergebnis: 

Ein- 

stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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2. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Stresemannstraße 3-5, 56068 Koblenz, E-Mail vom 19.12.2023 

Seitens der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

gemäß Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen vom 9. Dezember 2005 zur Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Träger öffentlicher Belange an der Bauleitplanung hat in diesem Verfahren grundsätzlich die 
untere Naturschutzbehörde die Belange des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu vertreten. 
 
Seitens der oberen Naturschutzbehörde wird folgender Hinweis gegeben: 
 
Laut Planunterlagen befindet sich im Norden des geplanten Erweiterungsbereichs ein kleines, meist 
wasserführendes Gewässer, das in den Bruder-Michels-Bach mündet. Hierbei kann es sich um einen 
Quellbereich handeln, der nach § 30 Abs. 2 Nr. 2 BNatSchG geschützt ist. Nach § 15 Abs. 2 LNatSchG ist es 
verboten, gesetzlich geschützte Biotope zu beseitigen, zu zerstören, zu beschädigen oder deren 
charakteristischen Zustand zu verändern. Eine Befreiung von den Verboten gemäß § 67 BNatSchG i. V. m. § 
30 Abs. 4 BNatSchG kann seitens der oberen Naturschutzbehörde nicht in Aussicht gestellt werden. Die 
Planung wäre daher so auszurichten, dass keine dieser Verbotstatbestände im Zuge der Umsetzung des 
Bebauungsplanes zu erwarten sind. Im Umweltbericht sollte eine qualifizierte Aussage zum Schutzstatus des 
Biotops ergänzt werden. 

 

Abwägung: 

 

Die Anmerkung über die Zuständigkeiten ist zur 

Kenntnis zu nehmen. 

 

 

 

 

Für das Plangebiet wurde ein Gutachten erstellt, 

welches zu dem Schluss kommt, dass kein 

Gewässer vorliegt. Ein besonderer Schutzstatus 

ist damit nicht gegeben. Faktisch erfolgt der 

beschriebene Wassereintrag über die 

Entwässerung von Teilen des Industriegebiets. 

Der Umweltbericht sollte um die Inhalte des 

Gutachtens ergänzt werden. 

 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Der Umweltbericht wird um die Inhalte des Gutachtens zur Quellthematik im Plangebiet ergänzt. 

 

Beratungsergebnis: 

Ein- 

stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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3. Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, Abfallwirtschaft, Bodenschutz 

Koblenz, Kurfürstenstraße 12-14, 56068 Koblenz, E-Mail vom 20.12.2023 

Seitens der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft, 

Abfallwirtschaft, Bodenschutz Koblenz wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

Die in den Stellungnahmen vom November 2020 und August 2021 getroffenen Aussagen behalten weiterhin 
ihre Gültigkeit. 
Ergänzend weisen wir auf folgendes hin: 
 

1. Oberflächenwasserbewirtschaftung  

Die Beseitigung des Niederschlagswassers soll unter Berücksichtigung der §§ 5 und 55 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und des § 13 Abs. 2 Landeswassergesetz (LWG) erfolgen. Im Zuge der 
jetzigen Erweiterung ist eine Neuordnung der bisherigen Entwässerungssituation geplant. Hierzu ist die 
Errichtung eines zentralen Regenrückhaltebeckens (RRB) sowie eines Regenklärbeckens (RKB) 
vorgesehen. 
Für potentiell verunreinigtes Niederschlagswasser ist die sachgerechte Wiedereinleitung in den 
natürlichen Wasserkreislauf nach dem DWA-Regelwerk M 153 bzw. A 102-2 zu ermitteln. 
Auf die notwendige Anpassung der bestehenden wasserrechtlichen Einleiterlaubnis (Bescheid der 
Bezirksregierung Koblenz vom 10.12.1997, Az. 56-36-40-03/94), einschließlich wasserrechtlicher 
Genehmigung für den Bau und Betrieb des RRB bzw. RKB, wird hingewiesen. In diesem Zusammenhang 
wird auf den gegenwärtig laufenden Abstimmungsprozess bezüglich der Entwässerungsplanung 
hingewiesen. 

 

Abwägung: 

 

 

 

 

 

 

Die Stellungnahme ist identisch mit der zur 

frühzeitigen Beteiligung abgegebenen. Die 

Eingaben sind zur Kenntnis zu nehmen und 

werden in den Fachplanungen berücksichtigt. 

 

 

 

 

2. Schmutzwasserbeseitigung  

Ausschließlich das im Baugebiet anfallende Schmutzwasser soll über die Ortskanalisation zur Kläranlage 
Boppard-Buchholz entwässert werden. Gegenwärtig ist die Kläranlage jedoch sowohl hydraulisch als auch 
frachtmäßig überlastet. Daher soll die Kläranlage nun entsprechend umgebaut bzw. erweitert werden. Für 
die Maßnahme liegt der Stadt Boppard die wasserrechtliche Erlaubnis/Genehmigung mit dem Bescheid 
der SGD Nord, Regionalstelle WAB Koblenz, vom 16.01.2023, Az. 324-V35-140-00 501-03-28332/2022, 
vor. Die Erschließung bzw. der Anschluss der Entwässerung von Neubaugebieten an die Kläranlage darf 
gemäß der Erlaubnis dabei grundsätzlich erst nach dem Abschluss der Umbaumaßnahme auf der 

 

Die Stellungnahme ist identisch mit der zur 

frühzeitigen Beteiligung abgegebenen. Die 

Eingaben sind zur Kenntnis zu nehmen und 

werden berücksichtigt, ein Anschluss an das 

Schmutzwassernetz kann erst nach Fertig-

stellung und Inbetriebnahme der ausgebauten 
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Kläranlage erfolgen. Dem Anschluss der Schmutzwasserentwässerung des hier vorgesehenen 
Erweiterungsgebietes an die Kläranlage Boppard-Buchholz wird daher, bis zur Behebung des 
Missstandes bzw. der erfolgten Erweiterung der Kläranlage, seitens der SGD Nord, Regionalstelle WAB 
Koblenz, grundsätzlich nicht zugestimmt bzw. ist dieser nicht zulässig. Dies gilt ebenso für die Entleerung 
des im Regenklärbecken zurückgehaltenen, stark belasteten Niederschlagswasser.  

 

Kläranlage erfolgen. 

3.    Wasserhaushaltsbilanz  

Die Planunterlagen enthalten keine Aussagen zur Wasserhaushaltsbilanz des geplanten Neubaugebiets. 
Diese sind, z. B. nach dem Merkblatt DWA-M 102-4, auszuarbeiten und nachzureichen. 

 

 

Zum aktuellen Zeitpunkt würden planerisch 

keine Ergebnisse aus einer 

Wasserhaushaltsbilanz abzuleiten sein. Es 

besteht daher kein Erfordernis für entsprechende 

Ausarbeitungen und planerische Anpassungen 

des Gebietes. 

 

4.    Allgemeine Wasserwirtschaft  

Zu dem o.g. Bebauungsplan haben wir bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung der Träger 
öffentlicher Belange eine Stellungnahme abgegeben. Seinerzeit wurde angemerkt, dass dem 
Bebauungsplan aus wasserwirtschaftlicher Sicht nicht zugestimmt werden kann, da grundlegende 
wasserwirtschaftliche Tatbestände nicht geklärt waren. Es wurde dringend eine Abstimmung mit den 
zuständigen Wasserbehörden empfohlen. 
Diese Abstimmung fand im Rahmen eines Ortstermins am 30.06.2021 statt. Nach dieser Ortsbegehung 
waren sich alle Beteiligten einig, dass es äußerst umfangreiche wasserwirtschaftliche Untersuchungen 
sowie ggf. auch ein Abstimmungsgespräch mit der Autobahn GmbH bedarf, bevor eine Offenlage der 8. 
Änderung des Bebauungsplans Hellerwald I erfolgen kann, da grundlegende Dinge bezüglich der 
Entwässerung des Plangebietes zu klären sind. 
 
Im Nachgang zu diesem Termin wurde der Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord Regionalstelle 
Wasserwirtschaft Koblenz ein Vorentwurf eines Entwässerungskonzeptes vorgelegt. Eine Stellungnahme 
dazu wurde dem Büro Stadt-Land-Plus mit Email vom 17.10.2022 zugesandt. Eine Rückmeldung dazu 
liegt noch nicht vor. 
 

 

Eine Abstimmung mit der SGD ist zwischenzeitig 

erfolgt, die Ergebnisse wurden in der Planung 

berücksichtigt. 
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Bevor die in dieser Stellungnahme aufgeworfenen Fragen nicht beantwortet wurden, und somit klar ist, 
dass die angedachte Entwässerung der Plangebietserweiterung wasserwirtschaftlich zustimmungsfähig 
bzw. wasserrechtlich genehmigungsfähig ist, kann weiterhin keine abschließende Stellungnahme 
abgegeben werden und es wird auf die bisherigen Stellungnahmen im Verfahren verwiesen. 

 

5.    Grundwasserschutz 
Unsere Stellungnahme an zentrale@stadt-land-plus.de vom 24.11.2020 sowie die bisherigen 
Ausführungen zum Grundwasserschutz gelten weiterhin. 
 
Innerhalb des Bebauungsplans „Industriepark Boppard-Hellerwald I“ befindet sich eine ehemalige Quelle 
der Stadt Boppard, die bei der SGD Nord als inaktiv gemeldet ist.  

 
Für nähere Auskünfte zur evtl. künftigen Verwendung oder Rückbau des ehemaligen 
Trinkwasserbrunnens bitten wir Sie sich an die zuständige Stelle in der eigenen Verwaltung zu wenden. 
Bei endgültiger Stilllegung ist die Anlage in Absprache mit der Oberen Wasserbehörde fachgerecht unter 
Berücksichtigung der zutreffenden technischen Regeln DVGW W127 rückzubauen. 

 
Des Weiteren sind keine Sondergebiete der Grundwasserbewirtschaftung betroffen. Gegen die Änderung 
und Erweiterung des Bebauungsplans bestehen somit aus Sicht des Grundwasserschutzes keine 
Bedenken. 

 

 

Die beschriebenen Ausführungen werden in der 

vorliegenden Stellungnahme wiederholt. Es 

besteht nach aktuellem Kenntnisstand keine 

Intention der Wiederinbetriebnahme der Quelle. 

Bauliche Veränderungen sind unabhängig vom 

Bebauungsplan mit der SGD abzustimmen. 

6.    Abfallwirtschaft, Bodenschutz 
Die im Plangebiet befindliche Altablagerung wird in der Planzeichnung dargestellt und mit folgendem Text 
erwähnt: 
„Im Plangebiet befindet sich außerdem eine Altablagerungsstätte Im Planbereich auf den Flurstücken 
5/79, 5/80 und 5/89 (jeweils Flur 23) ist im Bodenschutzkataster Rheinland-Pfalz die Ablagerungsstelle 
Boppard, „Sonnhelle“ mit der Registriernummer 140 00 501-0212 erfasst. 

 
Hier sollte ggf. noch ergänzt werden, dass bei geplanten Nutzungsänderungen oder Tiefbaumaßnahmen 
im Bereich der Altablagerung vorab eine Beteiligung der SGD Nord Koblenz als zuständige obere 
Bodenschutzbehörde zur Abstimmung der weiteren Vorgehensweise erforderlich ist. 

 
Ansonsten waren aus bodenschutzrechtlicher und abfallwirtschaftlicher Sicht keine Änderungen 
gegenüber den vorherigen Plänen erkennbar. 

 

Eine Ergänzung der Vorgehensweise im Falle von 

Planungen im Bereich der Altablagerung ist 

sinnvoll und sollte nachrichtlich ergänzt werden. 

mailto:zentrale@stadt-land-plus.de
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7.    Abschließende Beurteilung 
Zur Ausweisung des Baugebietes bestehen wegen der Schmutzwasserbehandlung, den fehlenden 
Aussagen zur Wasserhaushaltsbilanz und der offenen Fragen zur allgemeinen Wasserwirtschaft in 
unserer Stellungnahme vom 17.10.2022 weiterhin Bedenken.  
 
Diese können erst ausgeräumt werden, wenn die Erschließung bzw. der Anschluss der Entwässerung von 
Neubaugebieten nach den Umbaumaßnahmen auf der Kläranlage erfolgt, die Aussagen zur 
Wasserhaushaltsbilanz nach dem Merkblatt DWA-M 102-4 nachgereicht wurden und die aufgeworfenen 
Fragen beantwortet sind, und somit klar ist, dass die angedachte Entwässerung der 
Plangebietserweiterung wasserwirtschaftlich zustimmungsfähig bzw. wasserrechtlich genehmigungsfähig 
ist 

 

 

Die Ertüchtigung der Kläranlage Buchholz ist 

bereits in der Planung, ein Anschluss des 

Erweiterungsgebiets an das Schmutzwassernetz 

kann erst nach Umsetzung erfolgen. Dies sollte 

in den Unterlagen noch einmal explizit dargelegt 

werden. 

 

 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

• Eine Wasserhaushaltsbilanz für das Plangebiet wird nicht erstellt. 

• Die Ergebnisse einer Abstimmung der Entwässerungsplanung mit der SGD Nord werden in der Planung berücksichtigt. 

• Die Hinweise werden nachrichtlich um ein Abstimmungserfordernis mit den Behörden im Falle von baulichen Veränderungen im Bereich 

einer existierenden Altlast ergänzt. 

• Die Begründung wird um einen Verweis auf die zu erweiternde Kläranlage in Boppard Buchholz erweitert. 

 

Beratungsergebnis: 

Ein- 

stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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4. Landesbetrieb Mobilität Bad Kreuznach, Eberhard-Anheuser-Straße 4, 55543 Bad Kreuznach, Schreiben vom 

12.12.2023 

Seitens des Landesbetriebs Mobilität Bad Kreuznach wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

 
 

 

Abwägung: 

 

Es bestehen keine neuen Eingaben. Die bislang 

vorgebrachten Belange wurden im Rahmen der 

frühzeitigen Beteiligung abgewogen. Ein 

verkehrsgutachten zeigt, dass es durch die 

Planungen zu keinen relevanten Auswirkungen 

auf das dem Gebiet andienende Straßennetz 

kommt. Straßenentwässerungseinrichtungen 

des LBM sind von der Planung nicht betroffen. 

Es bestehen keine relevanten lärmtechnischen 

Interaktionen mit Straßen des LBM. 

Bauverbots- und Baubeschränkungszonen zu 

Straßen des LBM werden eingehalten. Hinweise 

zu möglichen Blendwirkungen wurden ergänzt. 

 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen, die Belange des LBM sind berücksichtigt. 

 

Beratungsergebnis: 

Ein- 

stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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5. Forstamt Boppard, Humperdinckstraße 4a, 56154 Boppard, Schreiben vom 07.12.2023 

Seitens des Forstamtes Boppard wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

Aus forstfachbehördlicher nehmen wir zum Entwurf wie folgt Stellung: 

 

I. Bauleitplanung 

 
 

 

 

 
 

 

 

 

 

Abwägung: 

 

 

Die Stadt Boppard hat mit 57,3%1 einen weit 

überdurchschnittlichen Waldanteil. Die Belange 

der Forstwirtschaft wurden im Rahmen des zu 

erbringenden forstrechtlichen Ausgleichs, der 

externen Alternativenprüfung und der 

übergeordneten Planungsebenen behandelt.  

 

In der Begründung zum Bebauungsplan wird ein 

erheblicher Flächenbedarf für eine Expansion des 

Industriegebiets beschrieben. Eine 

Alternativenprüfung kommt zu dem Ergebnis, 

dass der vorliegend gewählte Standort insgesamt 

am konfliktärmsten ist. Die Alternativenprüfung 

sollte zusätzlich zugänglich gemacht werden, um 

die zugrundeliegenden Abwägungen 

nachvollziehbar zu machen. Zusätzlich sollten die 

Ausführungen zum Thema Forst und Wald 

deutlicher und expliziter erfolgen in Form einer 

nachrichtlichen Ergänzung der Begründung. 

 

 

 
1 https://infothek.statistik.rlp.de/MeineHeimat/content.aspx?id=103&l=3&g=0714000501&tp=1027 abgerufen am 04.01.2024  

https://infothek.statistik.rlp.de/MeineHeimat/content.aspx?id=103&l=3&g=0714000501&tp=1027
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Eine Ergänzung der Ausführungen zur Thematik 

der CO2-Bindung durch Wald ist sinnvoll und 

sollte nachträglich in der Begründung erfolgen.  

 

II. Bestehende Kompensationsflächen nach Naturschutzrecht 
 

 

 

 

Die beschriebenen Maßnahmenflächen wiesen in 

der Tat verschiedene Unstimmigkeiten auf. Im 

Rahmen eines klärenden Gesprächs mit der 

Unteren Naturschutzbehörde wurde die Sachlage 

zwischenzeitig geklärt. Es ist keine 

Berücksichtigung der Flächen als 

Ausgleichsflächen vorzusehen. 
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III. Waldrecht 

 

 

 
 

 

 

Die Verweise auf Bundes- und Landeswaldgesetz 

sind im Rahmen der Ausführungen zum 

Baugesetzbuch berücksichtigt. Eine 

ausführlichere und dezidierte Abwägung der 

Belange des Forstes sollte nachrichtlich in der 

Begründung ergänzt werden. 
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Künftige und zurückliegende Kompensationsverpflichtungen nach Waldrecht  

 

 

 

 
 

 

 

 

 

Die Abstimmungen zum forstrechtlichen 

Ausgleich waren zum Zeitpunkt der Offenlage 

noch nicht abgeschlossen. Die ausstehenden 

Flächen sind vor dem Beschluss und der 

Bekanntmachung des Bebauungsplans in der 

Begründung zu ergänzen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Bestehende Ausgleichsdefizite aus anderen 

Verfahren sind in deren Rahmen zu behandeln. 

 

 

 

Im Rahmen von Abstimmungen mit dem Forst 

wurde klargestellt, dass einer Waldumwandlung 

nur zugestimmt werden kann, wenn ein 

forstrechtlicher Ausgleich vorliegt. 
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Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

• Forstrechtliche Ausgleichsmaßnahmen sind mit dem Forst vor Beschluss und Bekanntmachung des Bebauungsplans abzustimmen und in 

Begründung und Umweltbericht zu ergänzen.  

• Der Bebauungsplan ist nachrichtlich um ausführlichere Aussagen zur Abwägung der forst- und waldrechtlichen Belange zu ergänzen, die 

der Standortwahl zugrundeliegende Alternativenprüfung beizulegen. 

• Die Abstimmungsergebnisse mit der Unteren Naturschutzbehörde zu im Kompensationskataster verzeichneten Maßnahmen im 

Erweiterungsbereich werden in Begründung und Umweltbericht ergänzt. 

 

Beratungsergebnis: 

Ein- 

stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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6. Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie Außenstelle Koblenz, Niederberger 

Höhe 1, 56077 Koblenz, Schreiben vom 27.11.2023 

Seitens der Generaldirektion Kulturelles Erbe Rheinland-Pfalz, Direktion Landesarchäologie, 

Außenstelle Koblenz wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

 
 

 
 

Abwägung: 

Die Belange der GDKE 

Landesarchäologie sind berücksichtigt. 

 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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3. Amprion GmbH, Robert-Schumann-Straße 7, 44263 Dortmund, E-Mail vom 22.11.2023 

 

Seitens der Amprion GmbH wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine Höchstspannungsleitungen unseres Unter-

nehmens. 

 

Planungen von Höchstspannungsleitungen für diesen Bereich liegen aus heutiger Sicht nicht vor. 

 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zuständigen Unter-

nehmen beteiligt haben. 

 

Abwägung: 

Es befinden sich keine Höchstspannungs-

leitungen der Amprion im Planbereich, es sind 

auch keine geplant. Weitere Versorgungs-

unternehmen wurden beteiligt. Es bestehen 

keine Bedenken. 

 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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7. Eisenbahn-Bundesamt, Untermainkai 23-25, 60329 Frankfurt/Main, Schreiben vom 28.11.2023 

 

Seitens des Eisenbahn Bundesamtes wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

Ihr Schreiben ist am 17.11.2023 beim Eisenbahn-Bundesamt eingegangen und wird hier unter 

dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffent-

licher Belange.  

-  Seitens des Eisenbahn-Bundesamtes werden keine Bedenken vorgebracht. 

-  Ich rege an, die Deutsch Bahn AG als Träger öffentlicher Planungen in diesem Verfahren zu 

beteiligen (Ansprechpartner / Koordinationsstelle: Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region 

Mitte, Karlstraße 6, 60329 Frankfurt am Main). 

 

 

 

Abwägung: 

 

Der Hinweis bezüglich der Zuständigkeiten 

wird zur Kenntnis genommen und beachtet.  

 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich.   
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8. Deutsche Bahn AG – DB Immobilien, Baurecht I, Karlstraße 6, 60329 Frankfurt, Schreiben vom 17.11.2023 

 

Seitens der Deutsche Bahn AG – DB Immobilien wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

Abwägung: 

 

Durch die vorliegende 8. Änderung kommt es 

zu keinen relevanten Änderungen im Umfeld 

der westlich angrenzenden Bahnanlagen, die 

Belange der Deutsche Bahn AG sind damit 

unverändert berücksichtigt. Die weitgehenden 

Ausführungen sind damit unverändert 

berücksichtigt. 

 

Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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9. Industrie- und Handelskammer Koblenz, Regionalgeschäftsstelle Simmern, Vor dem Tor 3, 55469 Simmern, 

Schreiben vom 12.12.2023 

 

Seitens der Industrie- und Handelskammer Koblenz, Regionalgeschäftsstelle Simmern wird 

folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

vielen Dank für die Einbindung in das o.g. Verfahren. Gerne gehen wir darauf ein und übersenden 

Ihnen die Stellungnahme der IHK Koblenz, Regionalgeschäftsstelle Simmern, als Vertretung der 

regionalen Wirtschaft. 

Aus Sicht der Unternehmen muss eine langfristige Planungssicherheit für den Bestand und die 

Investitionen gesichert sein. Dazu gehört auch, dass die Unternehmensentwicklung unter 

angemessenem Aufwand möglich sein muss. Nach Prüfung der Planungsunterlagen konnten wir 

keine Einschränkungen oder Behinderungen der Entwicklungs- und Nutzungsmöglichkeiten 

eventuell betroffener Unternehmen feststellen. In Bezug auf die Maßnahme gehen wir davon aus, 

dass die Interessen und Bedürfnisse eventuell betroffener Unternehmen gewahrt bleiben und 

sehen somit keine Bedenken. Die Änderung und Erweiterung des Bebauungsplans „Industrie-

gebiet Boppard Hellerwald I“ ist wegen mehrerer betrieblicher Erweiterungsabsichten ortsan-

sässiger Unternehmen erforderlich. Um den Industriestandort weiterhin zu stärken und zu 

sichern, sind die geplanten Änderungen notwendig. Die Planung dient der Erweiterung von Stand-

ortmöglichkeiten für Industriebetriebe und damit auch zur Schaffung weiterer Arbeitsplätze. 

Somit ist das geplante Vorhaben eine notwendige Nutzungserweiterung, die den Gewerbe-

treibenden mehr Entwicklungsspielraum gewährleisten und eine bedarfsgerechte Weiterent-

wicklung des Industrie- und Gewerbestandortes in Boppard sichern soll. 

 

Sollten im weiteren Verfahren Informationen vorliegen, die für hiesige Unternehmen von 

Bedeutung sind, bitten wir um erneute Einbindung. 

 

 

Abwägung: 

Die Beschreibung der Gründe für die 8. 

Änderung ist zur Kenntnis zu nehmen. Der 

nächste Verfahrensschritt sind der Beschluss 

und die Bekanntmachung des 

Bebauungsplans. Hierzu ist keine gesonderte 

Trägerbeteiligung vorgesehen. 

  

Ein Beschluss ist nicht erforderlich.   
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10. BUND für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V., Kreisgruppe Rhein-Hunsrück, Chablisstraße 150, 55430 

Oberwesel, Schreiben vom 19.12.2023 

 

Seitens der BUND Kreisgruppe Rhein-Hunsrück wird folgende Stellungnahme abgegeben: 

 

 
 

 

Abwägung: 

 

 

 

 

Die Ablehnung der Planung ist zur Kenntnis zu 

nehmen. Die Gründe werden nachfolgend 

behandelt. 

 

 

Den Ausführungen ist zuzustimmen. 

 

Fauna und Flora wurden im Rahmen einer 

Biotopkartierung und einem 

artenschutzrechtlichen Gutachten erstellt. Die 

Erfassungen fanden zuletzt Mitte 2021 für die 

Biotoptypen und Anfang 2023 für die Fauna 

statt. Die Datengrundlage ist damit als 

ausreichend zu bewerten. 
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Eine gezielte Nacherfassung der Art wurde 

nicht durchgeführt. Eine Brut der Art im 

Plangebiet war nicht nachgewiesen worden. 

aufgrund der erheblichen Störkulisse wird 

weiterhin nicht von einer Brut ausgegangen. 

Die Kartierungstiefe wird auch von 

Behördenseite nicht bemängelt und wird daher 

als ausreichend angesehen. 

 

 

Eine Nachkartierung zu Eulen erfolgte in 

Anfang 2023 (vgl. S. 19 des Gutachtens). 

 

Für Fledermäuse und Vögel werden lokal und 

im weiteren Umfeld im Stadtwald Boppard 

zahlreiche und umfassende 

Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen. 

Zusätzlich erfolgt im Rahmen der 

Rodungsmaßnahmen eine Begleitung durch 

eine qualifizierte ökologische Baubegleitung, 

welche sicherstellt, dass keine 

Individuenverluste auftreten. 
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Vgl. obenstehende Ausführungen. Der 

beschriebene Aktionsradius der Arten erlaubt 

eine Relokalisierung, alternativ können die 

Arten auf lokale Ausgleichsmaßnahmen 

zurückgreifen. 

 

Es erfolgt ein forstrechtlicher, faunistischer 

und Biotopwertausgleich entsprechend den 

gesetzlichen Vorgaben. Eine pauschale 

Ausgleichsbewertung würde diesen Vorgaben 

widersprechen. 

 

Es sind großflächige, zusammenhängende 

Ausgleichsflächen auf der gegenüberliegenden 

Seite der A61 vorgesehen. Die konkreten 

Flächen sind vor dem Beschluss des 

Bebauungsplans abzustimmen und zu 

ergänzen. 
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Es besteht grundsätzlich keine Verpflichtung 

der vorliegenden Forderung nachzukommen, 

gleichzeitig ist es unschädlich dies zu tun. Es 

wird als Zeichen guten Willens daher 

empfohlen, die Maßnahmen vor Umsetzung 

mitzuteilen. 

 

Die Ausführungen sind zur Kenntnis zu 

nehmen. 

 

 

In Abstimmung mit dem untersuchenden 

faunistischen Büro ergibt sich Folgendes: 

„Bezüglich der Verwendung von 

Fledermauskästen ist festzustellen, dass sie, 

obwohl sie keine umfassende Alternative für 

den Artenschutz darstellen, dennoch ein 

wertvolles Instrument im Naturschutz sein 

können. Ihre Wirksamkeit ist allerdings von 

zahlreichen Faktoren abhängig. Eine 

umfassende Lösung im Artenschutz ist selten 

realisierbar. Um die Auswirkungen des 

Eingriffs zu minimieren, wurden zusätzlich die 

Vermeidungsmaßnahmen V1 und V2 

implementiert, die darauf abzielen, Tötung, 
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Verletzung oder Störung von Fledermäusen zu 

verhindern. Daher muss lediglich der 

Tatbestand der Beeinträchtigung von 

Lebensstätten beachtet werden. Da direkte 

Quartiere nicht nachgewiesen werden 

konnten, die Hauptarten ausgeschlossen sind 

und nur Einzelquartiere einiger Waldarten 

potenziell betroffen sein könnten, werden 

präventiv Fledermauskästen installiert. Diese 

sollen langfristig neue Lebensräume für die 

Arten bieten und das Habitat aufwerten. In 

Kombination mit einem Risikomanagement 

und einer Umweltbaubegleitung lässt sich ein 

erheblicher Eingriff in die Natur damit 

weitgehend ausschließen.  

Eine andere Situation würde sich bei dem 

Nachweis einer Wochenstube ergeben, was 

hier jedoch nicht der Fall ist.“ 

(Mail BNL.baubkus GbR 08.01.2024) 

In Abstimmung mit Forst und Unterer 

Naturschutzbehörde werden außerdem 

Maßnahmen zur Schaffung natürlicher 

Quartiere erörtert und bei allgemeiner 

Zustimmung implementiert und in die 

Bebauungsplanunterlagen übernommen. 
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Die Aussage ist kritisch zu sehen, da die 

Fichtenbestände auch direkt im Senkenbereich 

komplett abgestorben sind, was als klares 

Indiz einer erheblichen Betroffenheit auch des 

Plangebiets zu werten ist. Verblieben sind 

verschiedene, nicht heimische Tannenarten 

und heimischer Laubmischwald. Für den 

verlorengehenden Wald wird entsprechender 

Ausgleich erbracht. 

 

Wie zuvor beschrieben handelt es sich um eine 

Geländesenke mit Waldbestand. 

Planungsrelevante Reptilienarten sind damit 

nicht zu erwarten. Dennoch werden präventiv 

Flächen für entsprechende Arten geschaffen 

werden. Eine Relevanz des Plangebiets für 

Hirschkäfer ist aufgrund der Lage ebenfalls 

nicht zu erwarten. Ein Untersuchungsdefizit 

liegt daher nicht vor. 

 

Im Rahmen eines hydrologischen Gutachtens 

wurde nachgewiesen, dass im Plangebiet kein 

Gewässer vorkommt. Das Anfallende Wasser 

stammt aus der Entwässerung des 

Industriegebiets. Es ist entsprechend kein 

Quellbereich von der Planung betroffen. 
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Die Beschreibung kann nicht nachvollzogen 

werden. Es geht um die Sicherung bereits alter 

Bäume mit einem guten Entwicklungspotenzial 

als Biotopbaum. Gleichzeitig werden im 

großen Umfang künstliche 

Quartiermöglichkeiten (E5) ausgebracht, die 

weit über das im Plangebiet vorkommende 

Maß hinausgehen. Die Entwicklung eines 

Konkurrenzdrucks in den Flächen ist damit 

nicht anzunehmen. 

 

Die Argumentation kann nicht nachvollzogen 

werden. Es können keine Flächen für 

Ausgleichsmaßnahmen beansprucht werden, 

die anderweitig Förderungen oder Prämien 

unterliegen. 

 

Die Ausführungen sind zur Kenntnis zu 

nehmen. 
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Der Standort wurde im Rahmen einer größeren 

Alternativenprüfung als der konfliktärmste 

bewertet. Gleichzeitig ist eine Erweiterung 

eines Industriegebiets als weniger kritisch zu 

sehen, als die Schaffung eines neuen Gebiets 

an anderer Stelle mit der Notwendigkeit 

zusätzlicher Infrastruktur sowie der 

Umsiedelung von Unternehmen. Das Gebiet 

der Stadt Boppard wird zu über 57% von Wald 

eingenommen, daher ist eine Betroffenheit von 

Wald kaum zu vermeiden.  

 

 

 

 

Beschlussvorschlag:  

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Ausgleichsmaßnahmen betreffende Belange wurden im Rahmen des Beschlusses zur 

Stellungnahme der Kreisverwaltung Rhein-Hunsrück behandelt. 

 

Beratungsergebnis: 

Ein- 

stimmig 

mit 

Stimmen- 

mehrheit 

ja nein Enthaltungen laut Beschluss- 

vorschlag 
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11. Stellungnahmen von Trägern öffentlicher Belange und benachbarter Kommunen ohne Anregungen oder 

Bedenken 

1. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr, Fontainengraben 200, 53123 Bonn, 

Schreiben vom 17.11.2023 

2. Dienstleistungszentrum ländlicher Raum Rheinhessen-Nahe-Hunsrück, Dienstsitz Simmern, Schloßplatz 10, 55469 

Simmern, E-Mail vom 20.11.2023 

3. Handwerkskammer Koblenz, Friedrich-Ebert-Ring 33, 56068 Koblenz, Schreiben vom 13.12.2023 

4. Handelsverband Südwest, Geschäftsstelle Neustadt, Ägyptenpfad 18, 67433 Neustadt, E-Mail vom 14.12.2023 

5. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Peter Klöckner Straße 3, 56073 Koblenz, Schreiben vom 04.12.2023 

6. Deutscher Wetterdienst, Frankfurter Straße 135, 63067 Offenbach am Main, Schreiben vom 14.12.2023 

7. Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung NL Koblenz, Hofstraße 257 a, 56077 Koblenz, E-Mail vom 21.11.2023 
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IV. Stellungnahmen aus der frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 (2) BauGB 
 

- keine 

 

 

 

V. Stellungnahmen gemäß § 2 (2) BauGB 
 

- keine 

 

 


